
und Bildungsbürgertum, zwischen modernen aufstrebenden Industrievertretem und
traditionsbewußten Gewerbetreibenden, zwischen Protestanten und Katholiken bilde¬
ten den Hintergrund der Vereinigungsdebatte und konkretisierten sich im Parteienge¬
gensatz von Nationalliberalen und Zentrum.
Der politische Katholizismus hatte die Vormärz-Funktion der Liberalen übernommen
und opponierte für eine Ausweitung des Wahlrechts und der kommunalen Selbstver¬
waltung.78 Gerade Zentrumspolitiker bildeten daher in der Saarbrücker Großstadt¬
frage eine starke Oppositionsgruppe, die einer Einbuße bürgerlicher Selbstverwal¬
tungskompetenzen durch Verhinderung eines Anwachsens des städtischen Leistungs¬
verwaltungsapparats vorzubeugen bestrebt war. Außerdem hofften ihre Protagonisten
Muth und Klein offensichtlich, die politische Position des Zentrums sowie den Einfluß
breiterer Wählerschichten in den ersten beiden Wählerklassen durch Vermeidung von
Steuererhöhungen zu sichern, was sich zugleich mit der lokalpolitischen Intention
deckte, der St. Johanner Bürgerschaft ihre fiskalökonomische Besserstellung gegen¬
über den Saarbrückern und Malstatt-Burbachern zu wahren.
Die Vormachtstellung der Nationalliberalen in den Stadträten belegt aber, daß das
Bürgertum in seiner überwiegenden Mehrheit "seinen Frieden mit dem preußischen
Obrigkeitsstaat gemacht [hatte] - das war an der Saar nicht anders als in den übrigen
Teilen des Reiches"79 . Der Nimbus des nationalen Kaisertums, welcher vom Regie¬
rungspräsidenten in seiner Rolle als Ehrenvorsitzender des Vereinigungsausschusses
personifiziert wurde, stellte lokale Interessen in den Schatten. Die staatliche Autorität
galt an der Saar besonders im gesellschaftlich dominanten Wirtschaftsbürgertum un¬
angefochten als höchste und letzte Instanz. In ihrer Mehrheit akzeptierten die Bürger
von Malstatt-Burbach, Saarbrücken und St. Johann, wie es scheint, in Konzentration
auf wirtschaftliche Erfolge ihre unkritische, teils servile Rolle als Repräsentanten
einer Untertanengesellschaft. Die staatliche Städtevereinigungsinitiative wurde damit
letztlich aus Überzeugung - wohl auch im Glauben an Werte wie ’Einheit’, ’Größe’

und ’Fortschritt’ - mitgetragen. Dieser Linie folgte insgesamt auch der ’Verein zur
Vereinigung der Saarstädte’, der mit seinem Vorsitzenden, Landrat Bötticher, trotz
der mehrmaligen Artikulation alternativer Vorstellungen immer wieder auf das staatli¬
che Vereinigungskonzept einschwenkte.
Die kommunalpolitische Dominanz des preußischen Staates gegenüber den städti¬
schen Selbstverwaltungsorganen im Saarbrücker Städtevereinigungsprozeß gründete
jedoch konkret vor Ort auf der Bürgermeisterverfassung der drei Saarstädte. "Wie es

scheint, verstanden es die [...] Bürgermeister [...] durch den Aufbau einer professiona¬
lisierten Verwaltung im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts, ihre verfassungsrechtlich
ohnehin starke Stellung als oberster Staatsbeamter, Verwaltungsleiter und gewählter
Vertreter so weit zu untermauern, daß sie sehr selbständig die städtische Entwicklung

78 Vgl. Karl-Georg Faber, Die kommunale Selbstverwaltung in der Rheinprovinz im 19. Jahr¬
hundert, in: Rheinische Vierteljahresblätter 30 (1965), S. 147.
79 Loth (Anm. 77), S. 80.
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